Hauptsatzung der Gemeinde Kisdorf

erlassen am: 16.05.2024 | i.d.F.v.: 20.06.2024 | gultig ab: 30.06.2024 | Bekanntmachung am:
29.06.2024

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein (GO) wird nach Beschluss der
Gemeindevertretung vom 28.02.2024, berichtigt durch den Beschluss der Gemeindevertretung vom
16.05.2024 und mit Genehmigung der Landratin/des Landrats des Kreises Segeberg folgende
Hauptsatzung flr die Gemeinde Kisdorf erlassen:

§ 1 Wappen, Flagge, Siegel
(1)

Das Wappen zeigt:
In Silber unter einem erhéhten, roten Sparren ein gruner Eichenzweig mit drei Blattern und einer
Eichel; in den Oberecken je drei blaue Kugeln.

(2)

Die Gemeindeflagge zeigt:

Auf weiSem Flaggentuch ein aus der Mitte leicht nach unten verschobener, waagerechter roter
Streifen, dessen mittlerer Teil sparrenartig zunachst aufwarts, dann wieder abwartsgefihrt ist. In den
beiden oberen Vierteln jeweils drei blaue Kugeln nebeneinander, unterhalb des sparrenférmigen Teils
des Streifens ein griner Eichenzweig mit drei Blattern und einer Frucht.

(3)

Das Dienstsiegel zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift ,Gemeinde Kisdorf Kreis Segeberg”.

(4)

Die Verwendung des Wappens durch Dritte bedarf der Zustimmung der Blrgermeisterin oder des
BlUrgermeisters.

(5)

Fur die Gestaltung des Wappens ist das Muster der Anlage mafgebend; diese Anlage ist Bestandteil
dieser Hauptsatzung.

§ 2 Sitzungen in Fallen hoherer Gewalt

(1)

Bei Naturkatastrophen, aus Grinden des Infektionsschutzes oder vergleichbaren Notsituationen, die
eine Teilnahme an Sitzungen erschweren oder verhindern, kénnen die notwendigen Sitzungen der
Gemeindevertretung ohne persoénliche Anwesenheit der Gemeindevertreterinnen und
Gemeindevetreter im Sitzungsraum als Videokonferenz durchgefuhrt werden. Dabei werden geeignete
technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die Sitzung einschliellich der Beratungen und
Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten Ubertragen
werden. Die Entscheidung hiertber trifft die Burgermeisterin oder der Blirgermeister.

(2)
Sitzungen der Ausschisse und der Beirate kdnnen im Sinne des Absatzes 1 durchgefuhrt werden. Die

Entscheidung hiertber trifft die oder der Ausschussvorsitzende in Abstimmung mit der Blrgermeisterin
oder dem Burgermeister.

(3)
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In einer Sitzung nach Absatz 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 Absatz 2
GO durch geheime briefliche Abstimmung statt. Das Nahere regelt die Geschaftsordnung.

(4)

Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der
Durchfihrungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenstanden oder
anderen Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft stellen und Vorschlage und Anregungen
unterbreiten kénnen. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1
bekanntgemacht.

(5)

Die Offentlichkeit im Sinne des § 35 Absatz 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Ubertragung von
Bild und Ton in einem 6ffentlich zuganglichen Raum und durch eine Echtzeitibertragung oder eine
vergleichbare Einbindung Uber Internet hergestellt.

§ 3 Burgermeisterin, Burgermeister

(1)

Der Burgermeisterin oder dem BlUrgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich Ubertragenen
Aufgaben.

(2)
Sie oder er entscheidet ferner Uber

1. Die Einstellung von Beschaftigten,

2. Stundungen bis zu einem Betrag von 15.000,00 €,

3. Verzicht auf Anspriche der Gemeinde und Niederschlagung solcher Anspriche, Fihrung von
Rechtsstreiten und Abschluss von Vergleichen, soweit ein Betrag von 10.000,00 € nicht
uberschritten wird,

4. Ubernahme von Birgschaften, Abschluss von Gewahrvertragen und Bestellung anderer
Sicherheiten flur Dritte sowie Rechtsgeschafte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein
Betrag von 10.000,00 € nicht Uberschritten wird,

5. Erwerb von Vermdégensgegenstanden, soweit der Wert des Vermogensgegenstandes einen Betrag
von 20.000,00 € nicht Ubersteigt,

6. Abschluss von Leasing-Vertragen, soweit der monatliche Mietzins 2.500,00 € nicht Ubersteigt,

7. Veraullerung und Belastung von Gemeindevermdgen, soweit der Wert des
Vermogensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 20.000,00 € nicht Ubersteigt,

8. Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und dhnlichen Zuwendungen bis zu einem
Wert von 25.000,00 €,

9. Annahme von Erbschaften bis zu einem Wert von 25.000,00 €,

10. Anmietung und Anpachtung von Grundstliicken und Gebauden bis zu einem monatl.
Mietzins/Pachtzins von 1.000,00 €,

11. Vermietung und Verpachtung von Grundsticken und Gebauden,

12. Vergabe von Auftragen,

13. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen,

14. Gewahrung von Zuweisungen und Zuschussen durch die Gemeinde bis zu einem Betrag von
2.500,00 €,

15. die Aufnahme von Krediten durch die Gemeinde bis zu dem in der Haushaltssatzung
festgesetzten Kreditrahmen,

16. die Auslibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem BauGB,

17. Verzicht auf die Auslibung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach dem BauGB,

18. Stellungnahme zu raumbedeutsamen Planen (z. B. F-Plane, B-Plane, Landschaftsplane,
Grunordnungsplane) der Nachbargemeinden und des Landes Schleswig-Holstein

19. Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB,

20. AusUbung der der Gemeinde nach der Landesbauordnung obliegenden
Einvernehmenserklarungen und sonstigen Mitwirkungs- und Beteiligungsrechte,

21. AusUbung von Mitwirkungs- und Beteiligungsrechten der Gemeinde nach naturschutzrechtlichen
Vorschriften.
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§ 4 Gleichstellungsbeauftragte
(1)

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Kisdorf kann an den Sitzungen der Gemeindevertretung und
der Ausschusse teilnehmen. Dies gilt auch fur nichtéffentliche Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und
Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres
Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen.

(2)

Die Gleichstellungsbeauftragte tragt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und
Mannern in der Gemeinde bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgabenbereichen tatig:

- Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit der Gemeindevertretung,

- PrGfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen flr Frauen, z.B. auch bei der Aufstellung
eines Bebauungsplanes,

- Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen in der Gemeinde,

- Anbieten von Sprechstunden und Beratung fur hilfesuchende Frauen,

- Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behdrden, um
frauenspezifische Belange wahrzunehmen.

(3)

Sie ist im Rahmen ihres Aufgabenbereichs an allen Vorhaben so frihzeitig zu beteiligen, dass ihre
Initiativen, Anregungen, Vorschlage, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berlcksichtigt werden
kdnnen. Dazu sind ihr die zur Erfallung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben
sowie erbetene Auskunfte zu erteilen.

(4)

Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Offentlichkeitsarbeit betreiben.
Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden.

§ 5 Standige Ausschusse

(1)
Die folgenden standigen Ausschisse gemafs § 45 Abs. 1 GO werden gebildet:

a) Finanzausschuss
Zusammensetzung: 9 Mitglieder

Aufgabengebiet: Finanzwesen, Abgaben, Investitionsplanung, allgemeine
Liegenschaftsangelegenheiten, Dorfhaus ,Margarethenhoff”, Brandschutz, Bauhof, Bilanzprifung (=
Prifung des Jahresabschlusses)

b) Bau- und Planungsausschuss
Zusammensetzung: 9 Mitglieder

Aufgabengebiet: Rdumliche Planung und Entwicklung, Orts- und Regionalplanung, Hochbau und
Wohnen

¢) Ausschuss fur Soziales, Kultur und Sport
Zusammensetzung: 9 Mitglieder

Aufgabengebiet: Kultur- und Schulwesen, Sport- und Vereinsférderung, Soziales und
Gemeinschaftswesen, Kinder-, Jugend- und Seniorenangelegenheiten, Spielplatze, Friedhofe

Dem Ausschuss wird zur Entscheidung Ubertragen: Die Erteilung erforderlicher Zustimmungen und die
Herstellung erforderlichen Einvernehmens im Zusammenhang mit der Betriebsfuhrungsvereinbarung
Uber den Kindergarten.

d) Ausschuss flr Verkehr und Umweltschutz
Zusammensetzung: 9 Mitglieder
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Aufgabengebiet: Verkehrsflachen und -anlagen, OPNV, Bau- und Unterhaltung von GemeindestraRRen,
StrafSenbe-leuchtung, StraBenreinigung, Ver- und Entsor-gung, Gestaltung der Umwelt, Denkmalschutz
und -pflege, 6ffentliche Grinanlagen

In die Ausschusse zu a bis d kénnen Burgerinnen und Birger gewahlt werden, die der
Gemeindevertretung angehoéren kénnen; ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen und -vertreter
im Ausschuss nicht erreichen.

(2)

Neben den in Absatz 1 genannten standigen Ausschiissen der Gemeindevertretung werden die nach
besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschisse bestellt.

(3)

Zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern kdnnen auch Blrgerinnen und Blrger gewahlt werden, die
der Gemeindevertretung angehéren kénnen. Jede Fraktion kann die nicht dem jeweiligen Ausschuss
angehoérenden Fraktionsmitglieder und, vorbehaltlich Satz 1, die auf Vorschlag der Fraktion gewahlten
blrgerlichen Mitglieder der Ausschisse als stellvertretende Ausschussmitglieder vorschlagen. Daneben
kann jede Fraktion bis zu 5 weitere Burgerinnen und Birger, die der Gemeindevertretung angehdren
kénnen, als stellvertretende Ausschussmitglieder vorschlagen. Die Fraktionen sind verpflichtet, bei der
Wahl Listen Uber die Vertretungsreihenfolge einzureichen. Das stellvertretende Ausschussmitglied
einer Fraktion wird tatig, wenn ein Ausschussmitglied seiner Fraktion verhindert ist. Entsprechendes
gilt, wenn wahrend einer Ausschusssitzung ein stellvertretendes Ausschussmitglied an der Fortsetzung
seiner Vertretungstatigkeit verhindert ist.

(4)

Die Zahl der Ausschusssitze kann sich durch Anwendung des § 46 Absatz 1 und 2 GO
(Uberproportionalitdtsmandate, beratendes Grundmandat) erhéhen. Als zusatzliche Mitglieder im Sinne
des § 46 Absatz 2 GO, einschlielSlich deren Stellvertretende, kénnen in die Ausschisse a bis d auch
Burgerinnen und Blrger entsandt werden, die der Gemeindevertretung angehéren kénnen.

(5)

Den Ausschissen wird die Entscheidung Uber die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 46
Absatz 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Mitgliedern der Gemeindevertretung
Ubertragen.

§ 6 Gemeindevertretung

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach §§ 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit sie
sie nicht auf die Birgermeisterin/den Burgermeister oder auf stdndige Ausschlsse Ubertragen hat.

§ 7 Einwohnerversammlung

(1)

Die BUrgermeisterin oder der Blurgermeister kann eine Versammlung der Einwohnerinnen und
Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer
Einwohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberihrt. Die Einwohnerversammlung kann auch auf
Teile des Gemeindegebietes beschrankt durchgefiuhrt werden.

(2)

Far die Einwohnerversammlung ist von der Blrgermeisterin oder dem BlUrgermeister nach Beratung
mit den Fraktionen eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung hat den Punkt ,Anregungen
und Vorschlage” zu enthalten. Sie kann aus der Einwohnerversammlung erganzt werden, wenn
mindestens 25 Prozent der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstanden sind. Zeit, Ort
und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind 6ffentlich bekannt zu geben.
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(3)

Die Burgermeisterin oder der Burgermeister leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder er kann die
Redezeit bis zu drei Minuten je Rednerin oder Redner beschranken, falls dies zur ordnungsmafigen
Durchfihrung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er Ubt das Hausrecht aus.

(4)

Die BUrgermeisterin oder der Blurgermeister berichtet der Einwohnerversammlung Uber wichtige
Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erérterung. Einwohnerinnen und Einwohnern ist
hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Uber Anregungen und Vorschlége aus der
Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und
Vorschlage schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn fur sie die Stimmen von
mindestens 51 Prozent der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine
Abstimmung Uber Anregungen und Vorschlage, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist nicht
zuldssig.

(5)

Uber jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll
mindestens enthalten:

die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,

die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,

die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,
den Inhalt der Anregungen und Vorschlage, Uber die abgestimmt wurde, und
das Ergebnis der Abstimmung.

uhkhwNE

Die Niederschrift wird von der Blrgermeisterin oder dem BlUrgermeister und der Protokollfihrerin oder
dem Protokollfihrer unterzeichnet.

(6)

Anregungen und Vorschlage der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung behandelt
werden mussen, sollen dieser zur nachsten Sitzung zur Beratung vorgelegt werden.

§ 8 Vertrage nach § 29 Absatz 2 GO

Vertrage der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen oder -vertretern, Mitgliedern oder
stellvertretenden Mitgliedern der Ausschiisse nach § 46 Absatz 3 GO oder der Blrgermeisterin oder
dem Burgermeister und juristischen Personen, an denen Gemeindevertreterinnen oder -vertreter,
Mitglieder oder stellvertretende Mitglieder der Ausschiisse nach § 46 Absatz 3 GO oder die
Bldrgermeisterin oder der Burgermeister beteiligt sind, die keinen 6ffentlichen Auftrag im Sinne des
geltenden Vergaberechtes zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertretung
rechtsverbindlich, wenn sie sich innerhalb einer Wertgrenze von 1.000,00 €, bei wiederkehrenden
Leistungen von monatlich 100,00 € , halten. Vertrage, die die Vergabe eines 6ffentlichen Auftrages
zum Gegenstand haben, sind ohne Zustimmung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn die
Auftragsvergabe unter Anwendung des fur die jeweilige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt
ist und der Auftragswert den Betrag von 1.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von
100,00 € im Monat, nicht Ubersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des
Satzes 2 im Wege der Verhandlungsvergabe oder im Wege des Direktauftrages, ist der Vertrag ohne
Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von
5.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 250,00 € im Monat, nicht Ubersteigt.

§ 9 Verpflichtungserklarungen
Verpflichtungserklarungen zu Geschaften, deren Wert 2.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen

monatlich 150,00 €, nicht Gbersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvorschriften
des § 51 Absatz 2 und 3 GO entsprechen.
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§ 10 Veroffentlichungen
(1)

Satzungen der Gemeinde werden durch Bereitstellung auf der Internetseite www.amt-kisdorf.de
bekanntgemacht. Hierauf wird in der ,,Umschau” nachrichtlich als Service ohne rechtliche Bedeutung
hingewiesen.

(2)

Jede Person kann sich Satzungen kostenpflichtig zusenden lassen. Textfassungen werden beim Amt
Kisdorf, Winsener Str. 2, 24568 Kattendorf zur Mitnahme ausgelegt oder bereitgehalten.

(3)

Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Planen und Verzeichnissen ist in der Form des
Absatzes 1 Satz 1 hinzuweisen.

(4)

Andere gesetzlich vorgeschriebene 6ffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der Form des
Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. Bei Einladungen erfolgt abweichend von Absatz 1
Satz 2 ein vollstandiger Abdruck der Bekanntmachung in der ,Umschau®.

(5)

Nach dem Baugesetzbuch erforderliche 6rtliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden in der
~Uumschau” bekannt gemacht. Der Inhalt wird zusatzlich unter der Adresse nach Absatz 1 ins Internet
eingestellt und Uber das zentrale Internetportal des Landes Schleswig-Holstein auf www.schleswig-
holstein.de/bauleitplanung zuganglich gemacht.

§ 11 Inkrafttreten
Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die
Hauptsatzung vom 19.11.2003 in der Fassung der 7. Nachtragssatzung vom 21.01.2016 aulSer Kraft.

Die Genehmigung nach § 4 Absatz 1 GO wurde durch Verfugung der Landratin/des Landrats des
Kreises Segeberg vom 07.06.2024 erteilt.

Anlagen

e Anlage (zu § 1 Absatz 5) Muster (PDF | 0.17 MB)Wappen der Gemeinde Kisdorf

Anlagen

e B Anlage 1

Seite 6 von 6



	Hauptsatzung der Gemeinde Kisdorf
	§ 1 Wappen, Flagge, Siegel
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 2 Sitzungen in Fällen höherer Gewalt
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 3 Bürgermeisterin, Bürgermeister
	(1)
	(2)
	§ 4 Gleichstellungsbeauftragte
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	§ 5 Ständige Ausschüsse
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 6 Gemeindevertretung
	§ 7 Einwohnerversammlung
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	(6)
	§ 8 Verträge nach § 29 Absatz 2 GO
	§ 9 Verpflichtungserklärungen
	§ 10 Veröffentlichungen
	(1)
	(2)
	(3)
	(4)
	(5)
	§ 11 Inkrafttreten
	Anlagen
	Anlagen


